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KSC startet
mit Punkt

Braunschweig/Karlsruhe (da). Der
Karlsruher SC hat sich zum Saisonauf-
takt in der Dritten Fußball-Liga mit ei-
nem 1:1 (1:0) vom Zweitliga-Absteiger
Eintracht Braunschweig getrennt. Vor
20 000 Zuschauern im Eintracht-Stadi-
on hatte Taktgeber Marvin Wanitzek
(24., Foto: GES) die Blau-Weißen bei den
Niedersachsen mit einem sehenswerten
Freistoßtreffer aus
24 Metern Entfer-
nung in Front ge-
bracht. Den verdien-
ten Ausgleich mar-
kierte nach der Pau-
se Onur Bulut (56.).
Für KSC-Torwart
Benjamin Uphoff,
der sich mit einigen
Paraden die Bestnote
im Team von Trainer
Alois Schwartz ver-
diente, hatte es beim
Treffer zum Braunschweiger Ausgleich
keine Abwehrchance gegeben.

„Nach zehn, 15 Minuten haben wir
nicht mehr gut Fußball gespielt“, be-
dauerte Schwartz. „Auf einmal war das
Spielfeld zu groß, zu lang. In diese Räu-
me konnte Braunschweig immer wieder
reinspielen.“ Die Eintracht war die ins-
gesamt etwas aktivere Mannschaft.

Vor dem Anpfiff war die Saison feier-
lich eröffnet worden. Sie bringt Ände-
rungen mit sich. Erstmals steigen vier
Teams ab. Zehn der 20 Drittligisten wa-
ren bereits Bundesligisten. n Sport

Marvin Wanitzek

KIT wächst weiter zusammen
Ministerinnen machen den Weg für die finanzielle Fusion frei

Von unserem Redaktionsmitglied
Elvira Weisenburger

Karlsruhe. Seine harte Geduldsprobe
hat das Karlsruher Institut für Techno-
logie (KIT) nun offensichtlich bestan-
den: Bund und Land machen den Weg
frei, damit die riesige Forschungsein-
richtung, die durch den Zusammen-
schluss von Universität und Forschungs-
zentrum 2009 entstanden ist, nun auch
ihre finanzielle Vereinigung vollzieht.

„Wir geben jetzt Gas, um das Projekt
zu vollenden“, sagte die baden-würt-
tembergische Wissenschaftsministerin

Theresia Bauer (Grüne). Gemeinsam mit
Bundesforschungsministerin Anja Kar-
liczek (CDU) besuchte sie am Freitag
das KIT, um die frohe Botschaft zu ver-
künden. „So schnell wie möglich“ soll
die Forschungsuniversität „einen ge-
meinsamen einheitlichen Haushalt“ be-
kommen, kündigte Karliczek an.

„Wir wollen genau das, was Sie auch
wollen: die Synergien voll ausschöpfen“,
erklärte die Bundesforschungsministe-
rin an die Adresse des KIT-Präsidiums.
Ein neues „Wir-Gefühl“ solle am KIT
erwachsen, da künftig „alle Mitarbeiter
nach einheitlichen Regeln behandelt

werden“. Die Geldflüsse der beiden
KIT-Hälften müssen bisher streng ge-
trennt verwaltet werden – das Land fi-
nanziert die Universität, der Bund zu 90
Prozent den Großforschungsbereich –,
und diese strikte Trennung ist im Ar-
beitsalltag eine starke Belastung.

Wann der erste Einheitshaushalt steht,
ist noch offen. Zuerst müsse das „sehr
komplizierte Regelwerk“ entwickelt
werden, sagte Karliczek. KIT-Präsident
Holger Hanselka erklärte, die nötige Ar-
beit erledige das KIT gerne: „Wir sind
nun bereit für den nächsten Meilen-
stein.“ n Kommentar, Südwestecho

Frischer Wind
weht in Bayreuth

Bayreuth (ISt). Tradition und Moderne
greifen ineinander bei den Bayreuther
Festspielen. „Natürlich muss man sich
auch mit Neuem beschäftigen, sonst sta-
gniert man“, sagte Festspielchefin Ka-
tharina Wagner zur Eröffnung der Ver-
anstaltung. Während im Festspielhaus
wie gewohnt nur Wagner-Opern zu erle-
ben sind, gibt es in der Stadt ein Sympo-
sium zum Thema Kunstfreiheit und
erstmals eine neue Auftragsoper.
n Aus Bayreuth berichtet BNN-Musik-

redakteurin Isabel Steppeler auf dem
Zeitgeschehen

Tourismus
als Jobmotor

Stuttgart (dpa). Die Zahl der Mitarbei-
ter in der baden-württembergischen
Tourismusbranche ist in den vergange-
nen zwei Jahren um fast 20 Prozent auf
390 000 Vollzeitbeschäftigte gestiegen.
Das zeigt die Studie „Wirtschaftsfaktor
Tourismus“, die Tourismusminister
Guido Wolf jetzt vorstellte. „Das Touris-
musgewerbe ist damit ein Jobmotor, der
Arbeitsplätze für Menschen mit ganz
unterschiedlichen Berufsqualifikatio-
nen schafft“, so Wolf. Vor allem Tages-
besuche werden für die Branche immer
wichtiger. n Kommentar, Südwestecho

Die Rheinstettener
und ihr Rheingold

Rheinstetten (nbr). Gold wie bei einer
Schokoladentafel rippchenweise abbre-
chen, um es zu verkaufen oder zu ver-
schenken – dank dieser Erfindung ist die
Rheinstettener ESG-Gruppe in der
Edelmetallbranche weltweit bekannt.
Das Unternehmen ist mit dem Goldan-
kauf über das Internet rasant gewach-
sen und will nun verstärkt im Ausland
expandieren.

Kurios ist auch das Rheingold aus der
Region, das das Unternehmen dank Ko-
operationspartnern als Flitter oder Bar-
ren anbietet. n Wirtschaft

Die Bayern
feiern sich selbst

München (mko). Ob Japan, USA
oder Russland: So mancher Auslän-
der hat klassische Postkartenmotive
aus Bayern vor Augen, wenn er an
Deutschland denkt. Der Freistaat
unter blau-weißem Himmel hat es
geschafft, als typisch deutsch wahr-
genommen zu werden. Sein Mythos
speist sich aus vielen Quellen: aus
herrlicher Landschaft, gastfreund-
lichen Menschen sowie Tradition
und Fortschritt.

In diesem Sommer wird gleich
doppelt gefeiert – zum einen der
100. Geburtstag des Freistaats, zum
zweiten 200 Jahre bayerische Ver-
fassung. n Fächer

Tag 17°/33°
Nacht 17°/12°

Wetterkarte und den ausführlichen
Bericht finden Sie auf Seite 30.

HEUTE AKTUELL

WETTER: gewittrig

IM LOKALTEIL

Roter Mond am Nachthimmel: Die längste sichtbare totale Mondfinsternis des 21. Jahr-
hunderts war in der Nacht von Freitag auf Samstag zu

bewundern. Bei klarer Sicht sorgte der „Blutmond“ für ein spektakuläres Bild am Himmel. Auch in der Region, wie hier neben der
Michaelskapelle auf dem Hausberg von Bruchsal-Untergrombach, war der Erdtrabant zeitweise gut zu sehen. Foto: Heintzen

DerSommer
startet durch
n Schlosslichtspiele in Karlsruhe

n BNN-Sommerrätsel
mit attraktiven Preisen

n Hitzewelle in Deutschland
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Eine schöne Reise, Ausflüge zu begehrten Zielen,
interessante Begegnungen mit Prominenten – all das
erwartet die Teilnehmer des BNN-Sommerrätsels.

n Vierseitige Sonderbeilage

Vorab in den BNN: Szenen der aktuellen
Schlosslichtspiele, die am Samstagabend
Tausende von Besuchern anziehen werden.

n Lokales

Problem Borkenkäfer
Vor allem Oberschwaben und der
Südschwarzwald sind vom Borken-
käferbefall betroffen. Entwarnung
gibt es hingegen im Nationalpark
Schwarzwald. Südwestecho

Gegen die Chinesen
Die Bundesregierung verhindert
mit Hilfe der KfW-Bankengruppe,
dass ein chinesischer Konzern beim
Netzbetreiber 50Hertz einsteigen
kann. Kommentar und Wirtschaft

Erfolg mit „Mendocino“
Mit „Mendocino“ oder „Tränen lü-
gen nicht“ eroberte er die Hitpara-
de: Jetzt feiert die Schlagerlegende
Michael Holm seinen 75. Geburts-
tag. Blick in die Welt

Genuss aus dem Forst
Beim Steinpilz horchen Genießer
auf. Noch edler ist der rare Kaiser-
ling. Die beiden Überflieger aus
dem Wald heute in „Aufgegabelt“.
Dazu ein Pastarezept. Fächer

Colani wird 90
Schlicht überschätzt oder einfach
genial? Am Designer Luigi Colani
schieden sich lange die Geister. Jetzt
wird der gefeierte Meister der run-
den Form 90 Jahre alt. Kultur

Showdown in Espelette
Showdown im Einzelzeitfahren der
Tour de France von Saint-Pée-Sur-
Niville nach Espelette: Geraint
Thomas hat über zwei Minuten Vor-
sprung vor Tom Dumoulin. Sport

Endlich Prinzessin
Seit April ist Simona Maier Be-
reichsweinprinzessin des Kraich-
gau. Das Besondere an der 27-Jäh-
rigen: Bis vor rund einem Jahr lebte
Simona noch als Mann.

Letzte Brückentage
Die letzten Tage der Wasserwerk-
brücke, wichtiger Rad- und Fußweg
über den Karlsruher Güterbahnhof,
sind da. Viele Menschen müssen
sich ab Montag umstellen.
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Bayern gründet
Asyl-Landesamt

Ingolstadt (dpa). Das umstrittene neue
bayerische Asyl-Landesamt verbessert
nach Ansicht von Ministerpräsident
Markus Söder (CSU) die Bleibemöglich-
keiten von integrationswilligen Flücht-
lingen.

Bei der Gründung der Behörde sagte
Söder (Foto: dpa) am Freitag, der Frei-
staat werde „deutlich offener sein und
alle Ermessensspielräume nutzen, um
eine bessere Balance zu finden“, wenn
die Flüchtlinge Inte-
grationsleistungen
bringen. Die Bürger
erwarteten auch
solch eine Balance
zwischen Straftätern
und denjenigen, die
gezeigt hätten, dass
sie sich integrieren
wollen. Der Bayeri-
sche Flüchtlingsrat
und andere Kritiker
demonstrierten ge-
gen die Schaffung
des neuen Amtes. Laut Söder steht
künftig das Landesamt „für Humanität
und Ordnung in der Flüchtlingspolitik.“
Söder und Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann (CSU) machten aller-
dings auch klar, dass ein Hauptziel der
Landesbehörde im oberbayerischen
Manching bei Ingolstadt schnellere Ab-
schiebungen von nicht anerkannten
Asylbewerbern seien. Es soll dafür auch
eine Taskforce in dem Landesamt geben,
die sich um beschleunigte Ausreisen
„gewalttätiger und randalierender
Asylbewerber“ kümmern werde, sagte
Herrmann.

Markus Söder
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Starke Marke
CHRISTOPHER TÖNGI

„Wir können alles. Außer Hoch-
deutsch“ – den Slogan kennt in Baden-
Württemberg jeder. Zwar nicht ganz so
kreativ, dafür aber mindestens genauso
passend, wäre aber auch: Leben, wo an-
dere Urlaub machen. Denn pünktlich
zum Start der Sommerferien belegt eine
neue Studie, dass der Südwesten bei
Urlaubern und Tagesbesuchern immer
beliebter wird. So verbuchte die Branche
2017 das siebte Jahr in Folge Spitzen-
werte sowohl bei den Übernachtungen
als auch bei den Gästezahlen. Die Wirt-
schaft jubelt, neue Attraktionen wie die
Hängebrücke in Bad Wildbad begeistern
auch die Menschen vor Ort und zeigen,
dass sich das Land immer weiter entwi-
ckelt. Am Ende gibt es also nur Gewin-
ner.

Der Trend zum Tagestourismus zeigt
allerdings auch, dass sich Besucher ge-

zielt auf bestimmte Orte fixieren – oder
auf der Durchreise eben kurz Station in
Karlsruhe, Heidelberg, Stuttgart und Co
machen. Hier ist also durchaus noch Luft
nach oben, auch wenn Tourismusminis-
ter Guido Wolf von einem allgemeinen
Trend spricht. Denn auch die Natur im
Südwesten hat einiges zu bieten und
lädt durchaus auch zu längeren Urlau-
ben ein.

Das Vorzeigeprojekt Nationalpark
Schwarzwald dient dabei als gutes Bei-
spiel. Aber auch kulturell mit dem Karls-
ruher ZKM, dem Baden-Badener Fest-
spielhaus oder der neuen Mannheimer
Kunsthalle und sportlich mit den Fuß-
ball-Bundesligisten Freiburg, Stuttgart
und Hoffenheim hat sich der Südwesten
zu einer starken Marke entwickelt. Weit
wegfahren muss man im Urlaub also gar
nicht.

In letzter Minute
PETER GILLIES

Normalerweise sind ausländische In-
vestoren in Deutschland willkommen.
Mit zunehmendem Argwohn sieht die
Bundesregierung jedoch, wie sich die
Volksrepublik China verstärkt in deut-
sche Schlüsseltechnologien einkauft.
Jetzt wurde in letzter Minute der Einstieg
eines chinesischen Staatskonzerns
beim deutschen Stromnetzbetreiber
50Hertz verhindert. Die chinesische Ein-
kaufstour nimmt vor allem Robotik, Au-
toantriebe, computergesteuerte Maschi-
nen sowie jene Bereiche ins Visier, in de-
nen Deutschland weltweit führend ist.

Mehrfach hatte sich der chinesische
Konzern State Grid darum bemüht, mit
einem 20-Prozent-Anteil beim Stromver-
sorger 50Hertz einzusteigen. Der be-
treibt im Osten und Norden Deutsch-
lands rund 10 000 Kilometer Stromnetz
und versorgt mehr als 18 Millionen Ver-

braucher. 50Hertz ist auch wichtig für
den Windstromtransport von der Küste
nach Süden. Um den chinesischen Ein-
stieg in das deutsche Stromnetz zu ver-
eiteln, springt die Staatsbank KfW ein
und übernimmt das 20-Prozent-Paket.

Chinesische Konzerne haben sich mit
knapp zehn Prozent bei Daimler und der
Deutschen Bank eingekauft, den Robo-
terhersteller Kuka und den Flughafen
Hahn übernommen. Das ist nur ein Aus-
schnitt des gestiegenen Engagements.
Die Investoren aus dem Reich der Mitte
sind meist willkommen, weil sie Exporte
absichern, Kooperationen vertiefen und
oft Türöffner für neue Geschäfte sind.
Dennoch gibt es auch strategische und
politische Sicherheitsbedenken. Da mit
wirtschaftlicher Kooperation immer auch
ein Wissenstransfer stattfindet, ist stets
das Risiko abzuwägen.

Überfälliger Schritt
ELVIRA WEISENBURGER

Grund für Freudengeheul hat das
Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
nüchtern betrachtet nicht – auch wenn
Bund und Land nun einen schweren
Bremsklotz aus dem Weg räumen und
dem Karlsruher Forschungsriesen auch
die finanzielle Fusion ermöglichen. Die-
ser Schritt war schlicht überfällig. Ja, er
ist überhaupt erst die Grundbedingung
dafür, dass in der Realität glücken kann,
was auf dem Papier und in schönen Re-
den seit zwölf Jahren immer wieder be-
schworen wird: Eine Verschmelzung der
früheren Universität und des einstigen
Forschungszentrums zu etwas einzigar-
tig und kraftvoll
Neuem. Denn im
Alltag knirscht es
immer noch zwi-
schen den unglei-
chen Partnern.

Dass die Geldströme für Großfor-
schung und Hochschule bislang strikt
getrennt werden, obwohl Campus-Nord
und Campus-Süd so viele gemeinsame
Projekte stemmen, bedeutet bizarren
bürokratischen Aufwand – und Frust für
die Mitarbeiter. Forscher, die gemeinsam
an Lösungen für die Energie und die Da-
tenwelt von morgen tüfteln, müssen bei
unterschiedlichen staatlichen Stellen
ihre Fördermittel beantragen. Kollegen,
die sich ein Büro teilen, haben sogar für
die Fahrtkostenabrechnung verschiede-
ne Formulare. Solche banalen Ärgernis-
se rufen immer wieder ins Bewusstsein,
dass am KIT längst noch nicht alles zu-
sammengewachsen ist, was angeblich
zusammengehört. Die Gründungsväter
des KIT haben anfangs aus einem Origi-

nalitätsdruck heraus gehandelt: Sie woll-
ten 2006 beim Exzellenz-Wettbewerb
der deutschen Universitäten punkten
und ließen sich dafür das Fusionsprojekt
KIT einfallen. Anfangs ging die Rech-
nung auf. Die Universität Karlsruhe stieg
dank dieser Idee triumphierend zur Elite-
Uni (auf Zeit) auf – obwohl, genau be-
trachtet, damals überhaupt nicht die ge-
setzlichen Grundlagen existierten, um
die Fusion beider Häuser auf allen Ebe-
nen zu vollenden. Das KIT wurde als
Zwitter-Institution geschaffen – in der
Hoffnung, die Politik würde irgendwann
die Bedingungen schaffen, um diesen

Konstruktionsman-
gel zu beseitigen.
Doch Bund und
Land haben sich
viel Zeit gelassen.
Es ist schon fast

vier Jahre her, seit der Bundestag das
Kooperationsverbot für die Hochschulen
lockerte. Das Signal des neuen Auf-
bruchs, das nun im Juli 2018 am KIT ge-
feiert wird, hätte deutlich früher kommen
können.

Ob die neue Freiheit in Finanzdingen
einen echten Schub bringt, muss sich
erst zeigen. Eine wundersame Vermeh-
rung staatlicher Gelder wird es nicht ge-
ben, Eifersüchteleien werden nicht ver-
schwinden, nur weil einheitlich abge-
rechnet wird. Vor allem aber muss sich
das KIT im September beim neuen Ex-
zellenz-Wettbewerb bewähren. Die
Stimmung und auch der finanzielle
Spielraum in den nächsten Jahren wer-
den entscheidend davon abhängen, ob
der Erfolg noch einmal gelingt.

Bizarrer bürokratischer
Alltag für die KIT-Forscher

Viele Beschwerden
gegen Hass im Netz

Plattformen mussten noch keine Strafen zahlen
Von unserer Mitarbeiterin
Jenny Tobien

Berlin. Die großen sozialen Netzwerke
haben ein halbes Jahr nach Inkrafttre-
ten des umstrittenen Gesetzes gegen
Hass im Netz schon Hunderttausende
Beschwerden entgegennehmen müssen.
Beim Videodienst YouTube wurden im
Zusammenhang mit dem Netzwerk-
durchsetzungsgesetz zwischen Januar
und Juni knapp 215 000 Inhalte gemel-
det. Beim Kurznachrichtendienst Twit-
ter gingen sogar knapp 265 000 Be-
schwerden ein. Bei Facebook wurden –
vermutlich wegen des komplizierten
Meldeverfahrens dort – lediglich 1 704
Beiträge beanstandet.

Die Konzerne sind verpflichtet, die
Zahlen bekanntzugeben. Bußgelder
musste nach eigenen Angaben aber kei-

ne der drei Plattformen zahlen. „Deut-
lich wird: Es gibt Beschwerden – und
zwar nicht wenige. Strafbarer Hass im
Netz ist real, erfahrbar für so viele, die
sich für Demokratie und Toleranz ein-
setzen“, sagte der Staatssekretär im Jus-
tizministerium, Gerd Billen.

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz
war am 1. Januar in Kraft getreten. Es
schreibt vor, dass die Plattformen klar
strafbare Inhalte 24 Stunden nach ei-
nem Hinweis darauf löschen müssen.
Wer dieser Forderung wiederholt und
systematisch nicht nachkommt, dem
drohen Strafen in Millionenhöhe. Aller-
dings hatte das NetzDG – so die Kurz-
form – immer wieder für Kritik gesorgt.
Gegner argumentieren, dass es die Be-
treiber dazu verleite, aus Angst vor Buß-
geldern grenzwertige Inhalte eher zu
sperren. Das könne zu Zensur führen. In

den Anfangstagen
war etwa ein Sati-
re-Tweet der Zeit-
schrift „Titanic“
gelöscht worden.
Die Zahlen zeigen,
dass ein Großteil
der gemeldeten In-
halte hierzulande
nicht entfernt oder
blockiert wird. Bei
Twitter kam es nur
bei etwas mehr als
jeder zehnten Be-
schwerde zu sol-
chen Konsequen-
zen.

Bei der Google-
Tochter YouTube
wurden etwa 27
Prozent der gemel-
deten Inhalte ent-
fernt. 92 Prozent
davon wurden ge-
sperrt oder ge-
löscht. Bei Face-
book waren es 21
Prozent.

GEGEN HASSKOMMENTARE im Netz kann man sich wehren. Das
Beschwerdemanagement existiert seit sechs Monaten. Foto: dpa

700 Familien sind noch immer getrennt
US-Behörde verpasst Stichtag / Zwei Drittel der Flüchtlingskinder zurück bei Eltern

Washington (dpa). In den USA befin-
den sich trotz einer richterlichen An-
ordnung zur Wiedervereinigung von Fa-
milien weiterhin mehr als 700 Kinder
illegaler Einwanderer in der Obhut der
Behörden. Eigentlich sollten sie bis zur
Nacht auf Freitag wieder mit ihren El-
tern vereint sein – doch das geschah in
einigen Fällen nicht. Nach
Regierungsangaben blieben
711 Kinder in Gewahrsam der
Behörden – beispielsweise,
weil deren Eltern kriminell
seien, sich nicht mehr in den
USA aufhielten oder eine
Überprüfung der Fälle noch
nicht abgeschlossen sei. 120
Eltern lehnten es demnach ab,
mit ihren Kindern wiederver-
eint zu werden. Sie wollten
damit den Kindern ermögli-
chen, bei Verwandten in den
USA zu bleiben, bis ein Ge-
richt ihre Asylfälle entschie-
den habe.

Die Familien waren beim
Grenzübertritt von Mexiko in
die USA getrennt worden. Ein
Richter befand diese Regie-
rungspraxis als inhuman und
verfassungswidrig. Er nannte
eine Frist von 30 Tagen, um

die auseinandergerissenen Familien
wieder zu vereinen. Die Regierung gab
an, dass 1 442 Kinder ihren illegal ein-
gewanderten Eltern zurückgegeben
worden seien. Die Familien sitzen jetzt
in Haft. Die Trennungen waren Teil der
„Null-Toleranz-Politik“ von US-Präsi-
dent Donald Trump, mit der die US-Be-

hörden illegale Einwanderer an der
Südgrenze zu Mexiko zurückhalten
wollten. Angesichts massiver Kritik
auch in seiner republikanischen Partei
und der Berichte von traumatisierten
Kindern und Eltern vollzog Trump dann
eine Kehrtwende. Er ordnete am 20. Juni
per Dekret ein Ende der umstrittenen

Praxis an. Bezirksrichter
Dana Sabraw aus Kalifornien
urteilte, dass Kinder und El-
tern wiedervereint werden
müssten. Als Stichtag nannte
er den 26. Juli.

Allerdings überließ er es der
Regierung zu entscheiden,
welche Eltern infrage kämen.
Der Fall ist damit aber nicht
beendet. Die Bürgerrechtsor-
ganisation ACLU will jetzt
vor Gericht erwirken, dass
wiedervereinte Familien eine
Frist von mindestens einer
Woche bekommen, bevor sie
abgeschoben werden. Begrün-
det wird dies mit der schwieri-
gen Entscheidung für Eltern,
entweder als Familie gemein-
sam das Land zu verlassen
oder die Kinder in den USA
zurückzulassen, um einen
Asylantrag voranzutreiben.

GLÜCKLICH VEREINT sind nur zwei Drittel der Flüchtlingsfamilien,
die von US-Behörden bei der Einreise getrennt wurden.Foto: dpa

Spanien will Klingen
an Zäunen entfernen

Madrid (dpa). Ungeachtet des spekta-
kulären Flüchtlingsansturms vom Don-
nerstag hält die spanische Regierung an
ihren Plänen fest, die umstrittenen mes-
serscharfen Klingen an den Grenzzäu-
nen der Afrika-Exklaven Ceuta und Me-
lilla zu entfernen. „Ich nenne ungern
Termine, aber die Entfernung soll un-
verzüglich erfolgen“, sagte Innenminis-
ter Fernando Grande-Marlaska.

Flüchtlinge, die über die gut sechs Me-
ter hohen Zäune zu klettern versuchen,
ziehen sich immer wieder Verletzungen
zu. Nach Angaben von Menschenrechts-
organisationen und Ärzten sind einige
Menschen sogar verblutet. Trotzdem
reißt der Strom der vorwiegend afrika-
nischen Flüchtlinge kaum ab.

BGH erlaubt
die „stille SMS“

Karlsruhe (AFP). Geheimdienste dür-
fen sogenannte stille SMS verschicken,
um die Mobilfunkgeräte von Straftätern
zu orten. Das entschied der Bundesge-
richtshof (BGH) in Karlsruhe in einem
am Freitag schriftlich veröffentlichten
Beschluss. (Az: 3 StR 400/17)

Die Technik der stillen SMS führt
dazu, dass das Empfangsgerät den Ein-
gang der Textnachricht nicht anzeigt
und der Nutzer daher nichts bemerkt.
Dennoch baut das Gerät eine Funkver-
bindung zum nächstgelegenen Mobil-
funksendemasten auf. Die Ermittler
können das Gerät daher unerkannt or-
ten.
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